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Anzeige über das Überlassen von Schusswaffen  
(§ 34 Abs. 2 WaffG) 

 
Angaben zur Person 
Familienname Vorname 
 
 
  
Geburtsname Telefonnummer (tagsüber) 
 
 
  
Geburtsdatum Geburtsort 
 
 
  
Anschrift Hauptwohnsitz (PLZ, Ort, Straße, Hausnummer) 
 
 
 
 
 

Waffenbesitzkarte –ausgestellt auf obige Person- 
Nr. Ausstellungsbehörde Ausstellungsdatum 
 
 
 

  

 
 

Überlassene Schusswaffe/n: 1. 2. 3. 

Waffenart: (Pflichtfeld) 
(Drilling, B.Büchsflinte, UH.Repetierer 
Halbautom. Pistole, Revolver.) 

                   

Kaliber:  

 

                   

Hersteller: 

 

                   

Modell:  

 

    

Herstellungsnummer 

 

                   

Einzellader  Ja        Nein   Ja        Nein  Ja        Nein 
Magazin vorhanden 

             - wechselbar 

             - größer 2 Patronen 

 Ja       Nein 

 Ja 

 Ja 

  Ja       Nein 

 Ja 

 Ja 

 Ja       Nein 

 Ja 

 Ja 

Flinte   Ja   Ja  Ja 

Büchse  Ja   Ja  Ja 
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Überlassen am                                                                                                                             an 

 
Familienname und Vorname Geburtsdatum (Pflichtfeld) 
 
 
  
Vollständige Anschrift Hauptwohnsitz (PLZ, Ort, Straße, Hausnummer) 
 
 
 
 
 
 

 Ich hole die Erlaubnisurkunde persönlich ab. Meine Rufnummer lautet __________________________ 
 

 Ich wünsche eine Übersendung an das zuständige Bürgermeisteramt 
 
 
 
 
 
_______________________________________  __________________________________________ 
  (Ort, Datum)    (Unterschrift des Antragstellers) 
 
 
Datenschutzrechtlicher Hinweis: 
Gem. § 5 Abs. 5 hat die Waffenbehörde folgende Auskünfte im Rahmen eines waffenrechtlichen 
Antragsverfahrens einzuholen: 
1. Unbeschränkte Auskunft aus dem Bundeszentralregister 
2. Auskunft aus dem zentralen staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregister  
3. Stellungnahme der örtlichen Polizeibehörde, ob Tatsachen bekannt sind, die Bedenken gegen die 

Zuverlässigkeit begründen. 
 
 


